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Benutzungsregelungen für die öffentlich zugänglichen DV-Arbeitsplätze
der Fachhochschule Gelsenkirchen

1. Allgemeine Vorbemerkung
Diese Benutzungsregelungen ergänzen die Verwaltungs- und Benutzungsordnung für die
Hochschulbibliothek der Fachhochschule Gelsenkirchen vom 14.02.1996 und gelten für
sämtliche öffentlich zugänglichen DV-Arbeitsplätze der Fachhochschule Gelsenkirchen.

2. Zulassung zur Benutzung der DV-Arbeitsplätze und Zugangsberechtigung zum In-
ternet
(1) Als Benutzerinnen/Benutzer sind auf Antrag die Mitglieder und Angehörigen der

Fachhochschule Gelsenkirchen zuzulassen.
(2) 

(3) Die Zulassung zur Benutzung der DV-Arbeitsplätze erfolgt ausschließlich zu wissen-
schaftlichen Zwecken in Forschung, Lehre und Studium, für Zwecke der Bibliothek,
der Datenverarbeitungszentrale und der Hochschulverwaltung, der Aus- und Weiter-
bildung sowie zur Erfüllung sonstiger Aufgaben der Hochschule. Jede kommerzielle
Nutzung ist unzulässig.

(4) Im Übrigen gelten die in § 6 Abs. 4 bis 6 der Verwaltungs- und Benutzungsordnung
der Hochschulbibliothek der Fachhochschule Gelsenkirchen zur Zulassung und An-
meldung getroffenen Regelungen entsprechend.

Der Zugang zum Internet an DV-Arbeitsplätzen wird nur den unter Absatz 1 und 2 aufge-
führten Personen über eine persönliche Nutzerkennung mit Kennwort gestattet. Die Nut-
zerkennung wird auf Antrag nach Anerkennung dieser Benutzungsregelungen für DV-
Arbeitsplätze zugewiesen.

3.  Rechte und Pflichten
(1)  Die Hochschulbibliothek führt über die erteilte Benutzungsberechtigung eine Nutzer-

datei, in der die Benutzerkennungen sowie der Name und die Anschrift der zugelasse-
nen Nutzer aufgeführt werden.

(2) Soweit dies zur Störungsbeseitigung, zur Systemadministration und – erweiterung oder
aus Gründen der Systemsicherheit sowie zum Schutz der Nutzerdaten erforderlich ist,
kann die Hochschulbibliothek die Nutzung der DV-Arbeitsplätze vorübergehend ein-
schränken oder einzelne Nutzerkennungen vorübergehend sperren. Sofern möglich
sind die betroffenen Nutzer im voraus zu unterrichten.

(3) Die Hochschulbibliothek darf personenbezogene Daten über die Inanspruchnahme der
DV-Arbeitsplätze nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies erforderlich ist, um
dem Nutzer den Zugang zum Internet zu ermöglichen oder um die Nutzung abzurech-
nen.

(4) Die Verbindungs- und Nutzungsdaten der Online-Aktivitäten im Internet sind frühest-
möglich, spätestens unmittelbar am Ende der jeweiligen Nutzung zu löschen, soweit es
sich nicht um Abrechnungsdaten handelt.

(5) Im Falle eines Verdachts einer strafbaren Handlung nach § 6 dieser Ordnung durch
Nutzer der DV-Arbeitsplätze wird die Hochschulbibliothek zum Zwecke der Strafver-
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folgung Verbindungs- und Nutzungsdaten der Online-Aktivitäten im Internet speichern
und an die Strafverfolgungsbehörden weiterleiten.

4.   Haftungsausschluss der Hochschule gegenüber dem Benutzer
Die Hochschule haftet nicht für
(1) Schäden, die einem Benutzer auf Grund von fehlerhaften Inhalten der von ihm be-

nutzten Medien entstehen,
(2) Schäden, die einem Benutzer durch die Nutzung der öffentlich zugänglichen DV-

Arbeitsplätze der Hochschulbibliothek und der Datenverarbeitungszentrale sowie der
dort angebotenen Medien an Dateien oder Medienträgern entstehen,

(3) Schäden, die einem Benutzer durch Datenmissbrauch Dritter auf Grund des unzurei-
chenden Datenschutzes im Internet entstehen,

(4) Folgen von Vertragspflichtverletzungen zwischen Benutzern und Internetdienstlei-
stern.

Im Übrigen haftet die Hochschule nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit ihrer Mitar-
beiter.

5. Gewährleistungsausschluss der Hochschule gegenüber dem Benutzer
Die Hochschule schließt Gewährleistungen aus, die sich  beziehen auf
(1) die Funktionsfähigkeit der von ihr bereitgestellten Hard- und Software und
(2) die Verfügbarkeit der von ihr an den DV-Arbeitsplätzen zugänglich gemachten Infor-

mationen und Medien.

6. Beachtung gesetzlicher Vorschriften
Die Benutzer verpflichten sich,
(1) gesetzliche Vorschriften, insbesondere die Regelungen des Strafgesetzbuchs und des

Jugendschutzgesetzes, zu beachten und an den DV-Arbeitsplätzen gesetzeswidrige In-
formationen weder zu nutzen noch zu verbreiten,

(2) keine Dateien und Programme der Hochschule oder
      Dritter zu manipulieren

und
(3) keine geschützten Daten zu nutzen.

Auf die folgenden Straftatbestände wird besonders hingewiesen (Anlage):
- Ausspähen von Daten (§ 202 a StGB)
- Datenveränderung (§ 303 a StGB) und Computersabotage (§ 303 b StGB)
- Computerbetrug (§ 263 a StGB)
- Verbreitung pornografischer Schriften (§184 StGB), insbesondere Abruf oder Be-

sitz kinderpornografischer Schriften (§ 184 Abs. 5 StGB)
- Verbreitung von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen (§ 86

StGB) und Volksverhetzung (§ 130 StGB)
- Gewaltdarstellung (§131 StGB)
- Ehrdelikte wie Beleidigung oder Verleumdung (§ 185 ff. StGB)
- Strafbare Urheberrechtsverletzungen (§ 106 ff. UrhG)

7. Benutzerhaftung
Die Benutzer verpflichten sich,
(1) die Kosten für die Beseitigung von Schäden, die durch ihre Benutzung an den DV-

Systemen und Medien der Hochschule entstehen, zu übernehmen,
(2) bei Weitergabe ihrer Zugangsberechtigung an Dritte alle dadurch entstehenden Scha-

denskosten zu übernehmen,
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(3) die Hochschule von allen Ansprüchen freizustellen, wenn Dritte die Hochschule we-
gen eines missbräuchlichen oder rechtswidrigen Verhaltens des Benutzers, insbeson-
dere wegen der Verletzung eines Urheberrechts durch Benutzer der DV-Arbeitsplätze,
auf Schadensersatz, Unterlassung oder in sonstiger Weise in Anspruch nehmen.

8. Nutzungseinschränkungen
Es ist nicht gestattet,
(1) Eingriffe in die Hardwareinstallation der Hochschule vorzunehmen und die Konfigu-

ration der Betriebssysteme, der Systemdateien, der systemrelevanten  Nutzerdateien
und des Netzwerks zu verändern
sowie

(2) Störungen, Beschädigungen und Fehler an DV-Systemen und Medien der Hochschule
selbständig zu beheben,

(3) Software von mitgebrachten Datenträgern oder aus dem Netz zu installieren,
(4) von der Hochschulbibliothek bereit gestellte Software, Dokumentationen und Daten

zu kopieren oder an Dritte weiterzugeben oder zu anderen als den erlaubten Zwecken
zu nutzen.

Die Benutzung der DV-Arbeitsplätze erfordert die Beachtung der zeitlichen und pro-
grammbezogenen Benutzungsbeschränkungen.

9. Umgang mit Benutzungskennungen
Die Benutzer sind verpflichtet,
(1) ausschließlich mit den Benutzungskennungen zu arbeiten, deren Nutzung ihnen im

Rahmen der Zulassung gestattet wurde,
(2) dafür Sorge zu tragen, dass keine anderen Personen Kenntnis von den Benutzerpass-

wörtern erlangen sowie Vorkehrungen zu treffen, damit unberechtigten Personen der
Zugang zu den DV-Systemen der Hochschulbibliothek verwehrt wird,

(3) fremde Benutzerkennungen und Passwörter weder zu ermitteln noch zu nutzen,
(4) keinen unberechtigten Zugriff auf Informationen anderer Benutzer zu nehmen und be-

kanntgewordene Informationen anderer Benutzer nicht ohne Genehmigung weiterzu-
geben, selbst zu nutzen oder zu verändern.

Die Benutzungsberechtigung ist auf Verlangen dem Bibliothekspersonal, bzw. dem mit
dieser Aufgabe von der Hochschulbibliothek beauftragten Personal nachzuweisen.

10. Ausschluss von der Benutzung
Benutzer können zeitweise oder dauernd, ganz oder teilweise von der Benutzung der DV-
Arbeitsplätze der Hochschule ausgeschlossen werden,
(1) wenn sie gegen die Benutzungsregelungen für DV-Arbeitsplätze verstoßen,
(2) die DV-Ressourcen der Hochschule sowie Dritter für strafbare Handlungen missbrau-

chen oder
(3) der Hochschule durch sonstiges rechtswidriges Benutzerverhalten Nachteile entstehen.
§ 18 der Verwaltungs- und Benutzungsordnung der Hochschulbibliothek ist entsprechend
anzuwenden.

11. Zustimmung zur Benutzungsregelung
(1) Die Benutzer erkennen mit Unterzeichnung des Antrags auf Zugang zum Internet an

den DV-Arbeitsplätzen der Fachhochschule Gelsenkirchen die Benutzungsregelungen
für öffentlich zugängliche DV-Arbeitsplätze der Fachhochschule Gelsenkirchen als
verbindlich an.
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(2) Sie stimmen damit gleichzeitig zu, dass die Hochschulbibliothek im Auftrag der
Hochschule zur Abweisung von Schadensforderungen und Haftungsansprüchen die
Datenschutzrechte der Benutzer, soweit sie sich auf die Benutzung der DV-
Arbeitsplätze beziehen, einschränken kann.

 12. In-Kraft-Treten
Die Benutzungsregelungen treten am Tag nach der Veröffentlichung in den „Amtlichen
Bekanntmachungen der Fachhochschule Gelsenkirchen“ in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Fachhochschule Gelsenkirchen vom
14.02.2001. Bekannt gegeben und veröffentlicht durch den Rektor der Fachhochschule
Gelsenkirchen.

Gelsenkirchen, 26.2.2001

Prof. Dr. P. Schulte
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Benutzungsregelungen für die öffentlich zugänglichen DV-
Arbeitsplätze  der Fachhochschule Gelsenkirchen

Anlage

StGB - § 202a. Ausspähen von Daten

(1) Wer unbefugt Daten, die nicht für ihn bestimmt  und die gegen unberechtigten Zugang beson-
ders gesichert sind, sich oder einem anderen verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche, die elektronisch, magnetisch oder sonst nicht
unmittelbar wahrnehmbar gespeichert sind oder übermittelt werden.

StGB - § 303a. Datenveränderung
(1) Wer rechtswidrig Daten (§ 202a Abs. 2) löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht oder verändert,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.

StGB - § 303b. Computersabotage
(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen fremden Betrieb, ein fremdes Unternehmen oder eine
Behörde von wesentlicher Bedeutung ist, dadurch stört, daß er

1. eine Tat nach § 303a Abs. 1 begeht oder
2. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datenträger zerstört, beschädigt, unbrauchbar

macht, beseitigt oder verändert,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

StGB - § 263a. Computerbetrug
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, daß er das Ergebnis eines Datenver-
arbeitungsvorgangs durch unrichtige Gestaltung des Programms, durch Verwendung unrichtiger
oder unvollständiger Daten, durch unbefugte Verwendung von Daten oder sonst durch unbefugte
Einwirkung auf den Ablauf beeinflußt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft.

(2) § 263 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend.

StGB - § 184. Verbreitung pornographischer Schriften
(1) Wer pornographische Schriften (§ 11 Abs. 3)

1. einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, überläßt oder zugänglich macht,
2. an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren zugänglich ist oder von ihnen eingesehen
werden kann, ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht,
3. im Einzelhandel außerhalb von Geschäftsräumen, in Kiosken oder anderen Verkaufsstellen,
die der Kunde nicht zu betreten pflegt, im Versandhandel oder in gewerblichen Leihbüchereien
oder Lesezirkeln einem anderen anbietet oder überläßt,
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3a. im Wege gewerblicher Vermietung oder vergleichbarer gewerblicher Gewährung des Ge-
brauchs, ausgenommen in Ladengeschäften, die Personen unter achtzehn Jahren nicht zu-
gänglich sind und von ihnen nicht eingesehen werden können, einem anderen anbietet oder
überläßt,
4. im Wege des Versandhandels einzuführen unternimmt,
5. öffentlich an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren zugänglich ist oder von ihnen
eingesehen werden kann, oder durch Verbreiten von Schriften außerhalb des Geschäftsver-
kehrs mit dem einschlägigen Handel anbietet, ankündigt oder anpreist,
6. an einen anderen gelangen läßt, ohne von diesem hierzu aufgefordert zu sein,
7. in einer öffentlichen Filmvorführung gegen ein Entgelt zeigt, das ganz oder überwiegend für
diese Vorführung verlangt wird,
8. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält oder einzuführen unternimmt, um sie oder aus ihnen
gewonnene Stücke im Sinne der Nummern 1 bis 7 zu verwenden oder einem anderen eine sol-
che Verwendung zu ermöglichen, oder
9. auszuführen unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke im Ausland unter Ver-
stoß gegen die dort geltenden Strafvorschriften zu verbreiten oder öffentlich zugänglich zu ma-
chen oder eine solche Verwendung zu ermöglichen,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine pornographische Darbietung durch Rundfunk verbreitet.

(3) Wer pornographische Schriften (§ 11 Abs. 3), die Gewalttätigkeiten, den sexuellen Mißbrauch
von Kindern oder sexuelle Handlungen von Menschen mit Tieren zum Gegenstand haben,

1. verbreitet,
2. öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht oder
3. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, ankündigt, anpreist, einzuführen oder auszu-
führen unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Nummern 1 oder 2
zu verwenden oder einem anderen eine solche Verwendung zu ermöglichen,

wird, wenn die pornographischen Schriften den sexuellen Mißbrauch von Kindern zum Gegenstand
haben, mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren, sonst mit Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(4) Haben die pornographischen Schriften (§ 11 Abs. 3) in den Fällen des Absatzes 3 den sexuellen
Mißbrauch von Kindern zum Gegenstand und geben sie ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes
Geschehen wieder, so ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren, wenn
der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung
solcher Taten verbunden hat.

(5) 1 Wer es unternimmt, sich oder einem Dritten den Besitz von pornographischen Schriften (§ 11
Abs. 3) zu verschaffen, die den sexuellen Mißbrauch von Kindern zum Gegenstand haben, wird,
wenn die Schriften ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergeben, mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 2 Ebenso wird bestraft, wer die in Satz
1 bezeichneten Schriften besitzt.

(6) 1 Absatz 1 Nr. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für die Person Berechtigte handelt.
2 Absatz 1 Nr. 3a gilt nicht, wenn die Handlung im Geschäftsverkehr mit gewerblichen Entlei-
hern erfolgt. 3 Absatz 5 gilt nicht für Handlungen, die ausschließlich der Erfüllung rechtmäßiger
dienstlicher oder beruflicher Pflichten dienen.

(7) 1 In den Fällen des Absatzes 4 ist § 73d anzuwenden. 2 Gegenstände, auf die sich eine Straf-
tat nach Absatz 5 bezieht, werden eingezogen. 3 § 74a ist anzuwenden.

StGB - § 86. Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organi-
sationen

(1) Wer Propagandamittel
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1. einer vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärten Partei oder einer Partei
oder Vereinigung, von der unanfechtbar festgestellt ist, daß sie Ersatzorganisation einer sol-
chen Partei ist,
2. einer Vereinigung, die unanfechtbar verboten ist, weil sie sich gegen die verfassungsmäßige
Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richtet, oder von der unanfecht-
bar festgestellt ist, daß sie Ersatzorganisation einer solchen verbotenen Vereinigung ist,
3. einer Regierung, Vereinigung oder Einrichtung außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs
dieses Gesetzes, die für die Zwecke einer der in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Parteien
oder Vereinigungen tätig ist, oder
4. Propagandamittel, die nach ihrem Inhalt dazu bestimmt sind, Bestrebungen einer ehemali-
gen nationalsozialistischen Organisation fortzusetzen,

im Inland verbreitet oder zur Verbreitung im Inland oder Ausland herstellt, vorrätig hält, einführt oder
ausführt oder in Datenspeichern öffentlich zugänglich macht, [1] wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Propagandamittel im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche Schriften (§ 11 Abs. 3), deren Inhalt
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung oder den Gedanken der Völkerverständigung
gerichtet ist.
(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn das Propagandamittel oder die Handlung der staatsbürgerlichen Auf-
klärung, der Abwehr verfassungswidriger Bestrebungen, der Kunst oder der Wissenschaft, der For-
schung oder der Lehre, der Berichterstattung über Vorgänge des Zeitgeschehens oder der Ge-
schichte oder ähnlichen Zwecken dient.

(4) Ist die Schuld gering, so kann das Gericht von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen.

[1] § 86 Abs. 1 ist nach Art. 296 EGStGB v. 2.3.1974 (BGBl. I S. 469) -Nr. 85 a- nicht anzuwenden auf Zeitungen und Zeit-
schriften, die außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Gesetzes in ständiger, regelmäßiger Folge erscheinen und
dort allgemein und öffentlich vertrieben werden.

StGB - § 130. Volksverhetzung

(1) Wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören
1. zum Haß gegen Teile der Bevölkerung aufstachelt oder zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen
gegen sie auffordert oder
2. die Menschenwürde anderer dadurch angreift, daß er Teile der Bevölkerung beschimpft,
böswillig verächtlich macht oder verleumdet,

wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. Schriften (§ 11 Abs. 3), die zum Haß gegen Teile der Bevölkerung oder gegen eine nationa-
le, rassische, religiöse oder durch ihr Volkstum bestimmte Gruppe aufstacheln, zu Gewalt- oder
Willkürmaßnahmen gegen sie auffordern oder die Menschenwürde anderer dadurch angreifen,
daß Teile der Bevölkerung oder eine vorbezeichnete Gruppe beschimpft, böswillig verächtlich
gemacht oder verleumdet werden,

a) verbreitet,
b) öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht,
c) einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, überläßt oder zugänglich macht oder
d) herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, ankündigt, anpreist, einzuführen oder
auszuführen unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Buch-
staben a bis c zu verwenden oder einem anderen eine solche Verwendung zu ermögli-
chen, oder

2. eine Darbietung des in Nummer 1 bezeichneten Inhalts durch Rundfunk verbreitet.
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine unter der Herr-
schaft des Nationalsozialismus begangene Handlung der in § 220a Abs. 1 bezeichneten Art in einer
Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, öffentlich oder in einer Versammlung
billigt, leugnet oder verharmlost.

(4) Absatz 2 gilt auch für Schriften (§ 11 Abs. 3) des in Absatz 3 bezeichneten Inhalts.
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(5) In den Fällen des Absatzes 2, auch in Verbindung mit Absatz 4, und in den Fällen des Absatzes
3 gilt § 86 Abs. 3 entsprechend.

 StGB - § 131. Gewaltdarstellung

(1) Wer Schriften (§ 11 Abs. 3), die grausame oder sonst unmenschliche Gewalttätigkeiten gegen
Menschen in einer Art schildert, die eine Verherrlichung oder Verharmlosung solcher Gewalttä-
tigkeiten ausdrückt oder die das Grausame oder Unmenschliche des Vorgangs in einer die
Menschenwürde verletzenden Weise darstellt,
1. verbreitet
2. öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht,
3. einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, überläßt, oder zugänglich macht oder
4. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, ankündigt, anpreist, einzuführen oder aus-

zuführen unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Nummern 1
bis 3 zu verwenden oder einem anderen eine solche Verwendung zu ermöglichen,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Darbietung des in Absatz 1 bezeichneten Inhalts durch Rund-

funk verbreitet.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die Handlung der Berichterstattung über Vorgänge des

Zeitgeschehens oder der Geschichte dient.
(4)  Absatz 1 Nr. 3 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für die Person Berechtigte handelt.

  StGB - § 185. Beleidigung

Die Beleidigung wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe und, wenn die Belei-
digung mittels einer Tätlichkeit begangen wird, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft.

StGB - § 187. Verleumdung

Wer wider besseres Wissen in Beziehung auf einen anderen eine unwahre Tatsache behauptet
oder verbreitet, welche denselben verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herab-
zuwürdigen oder dessen Kredit zu gefährden geeignet ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe und, wenn die Tat öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten
von Schriften (§ 11 Abs. 3) begangen ist, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft.

UrhG - § 106.  [1] Unerlaubte Verwertung urheberrechtlich geschützter Werke

(1) Wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen Fällen ohne Einwilligung des Berechtigten ein
Werk oder eine Bearbeitung oder Umgestaltung eines Werkes vervielfältigt, verbreitet oder öffent-
lich wiedergibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.
[1] § 106 geänd. durch G v. 2. 3. 1974 (BGBl. I S. 469), Abs. 2 angef., bish. Textteil wird Abs. 1 und geänd. durch Art. 2 G v.
7. 3. 1990 (BGBl. I S. 422).

 UrhG - § 107.  [1] Unzulässiges Anbringen der Urheberbezeichnung
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(1) Wer
1. auf dem Original eines Werkes der bildenden Künste die Urheberbezeichnung (§ 10 Abs. 1)
ohne Einwilligung des Urhebers anbringt oder ein derart bezeichnetes Original verbreitet,
2. auf einem Vervielfältigungsstück, einer Bearbeitung oder Umgestaltung eines Werkes der
bildenden Künste die Urheberbezeichnung (§ 10 Abs. 1) auf eine Art anbringt, die dem Ver-
vielfältigungsstück, der Bearbeitung oder Umgestaltung den Anschein eines Originals gibt, oder
ein derart bezeichnetes Vervielfältigungsstück, eine solche Bearbeitung oder Umgestaltung
verbreitet,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in ande-
ren Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist.
(2) Der Versuch ist strafbar.
[1] § 107 geänd. durch G v. 2. 3. 1974 (BGBl. I S. 469), Abs. 2 angef., bish. Textteil wird Abs.1 und geänd. durch Art. 2 G v
7.3.1990 (BGBl. I S. 422).
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